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1. Einleitung 
Der Ausgangspunkt für die Entstehung der Nationalen Produktivitätsräte in der Europäischen Union war 
der sog. Fünf-Präsidenten-Bericht (Juncker et al. 2015). Er wurde 2015 durch die damaligen Präsidenten 
der Europäischen Kommission, der Europäischen Zentralbank, des Europäischen Rates, der Euro-
Gruppe und des Europäischen Parlaments vorgelegt und enthielt eine Reihe von Vorschlägen, die darauf 
abzielten, die als unfertig wahrgenommene Wirtschafts- und Währungsunion im Rahmen der Europäi-
schen Union zu vollenden. Ein zentraler Vorschlag des Berichtes war dabei die Einrichtung nationaler 
Behörden für Wettbewerbsfähigkeit, die unabhängige Einschätzungen zur Entwicklung der Wettbe-
werbsfähigkeit der jeweiligen Mitgliedsländer abgeben sollten. Diese Behörden wurden als Instrument 
der wirtschaftspolitischen Überwachung, Koordination und Korrektur konzipiert, die abweichende wirt-
schaftliche Entwicklungen zwischen den Mitgliedsländern verhindern und Konvergenz zu einem allge-
mein hohen Wohlstandsniveau unterstützen sollten.1 

Der Fünf-Präsidenten-Bericht gab dabei eine Reihe von Aufgaben und Leitlinien für die Tätigkeit dieser 
Behörden vor. Demnach sollte ihre zentrale Aufgabe die Bewertung der Entwicklung von Löhnen und 
Gehältern relativ zum Produktivitätswachstum und die Überwachung des Fortschritts bei der Umset-
zung von Strukturreformen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit in den jeweiligen Mitgliedsländern 
sein.2 Zudem sollten diese nationalen Behörden im Euroraum in ein Netzwerk zusammengefasst wer-
den, das die Europäische Kommission bei der Umsetzung notwendiger Schritte im Rahmen des Europä-
ischen Semesters3 oder im Zuge des Makroökonomischen Ungleichgewichtsverfahrens (MIPS) unter-
stützt. In den Analysen und Empfehlungen sollten jedoch nationale Besonderheiten im institutionellen 
und wirtschaftlichen Umfeld im Vordergrund stehen. Eine Harmonisierung wirtschaftspolitischer Maß-
nahmen und Institutionen zwischen den EU-Mitgliedsstaaten oder den Euroländern wurde explizit nicht 
als Ziel dieses Netzwerkes genannt. Im Vordergrund sollte das Ziel der wirtschaftlichen Konvergenz zwi-
schen den Mitgliedsländern stehen. 

Die Empfehlungen des „Fünf-Präsidenten-Berichtes“ wurden vom Rat der Europäischen Union aufge-
griffen. Er verabschiedete 2016 die „Empfehlung zur Einrichtung nationaler Ausschüsse für Produktivi-
tät“ (Rat 2016/c 349/01) in den Mitgliedsländern. Die Empfehlung begründet deren Schaffung damit, 
dass die Produktivität und die Wettbewerbsfähigkeit in der Union verbessert werden sollten, da unter-
schiedliche Dynamiken in deren Entwicklung zwischen den Mitgliedsländern sowohl beim Aufbau als 
auch bei der Korrektur makroökonomischer Ungleichgewichte eine zentrale Rolle spielen. Das Ziel der 
Produktivitätsräte sollte damit die Beobachtung und Diagnose der Entwicklung sowie die Erforschung 
und Analyse der Auswirkung wirtschaftspolitischer Maßnahmen auf diese Dynamiken sein. Dabei sollte 
eine weitgefasste Definition von Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit zugrunde gelegt werden. Die 
Empfehlung führt dabei Innovation, die Fähigkeit Investitionen, Unternehmen und Humankapital anzu-
ziehen, sowie Kosten- und Nichtkostenfaktoren der Wettbewerbsfähigkeit explizit an. 

Mit dem Beschluss des Fiskalrat- und Produktivitätsratgesetz 2021 (FPRG 2021) ist Österreich Ende 2021 
dieser Empfehlung des Rates nachgekommen. Das Gesetz folgt in den relevanten Teilen weitgehend 

 
1 Neben der Einrichtung der Behörden für Wettbewerbsfähigkeit wurden auch die Stärkung des gesamtwirtschaftlichen Ungleichgewichtsver-
fahren der EU sowie die Sicherstellung gut funktionierender Arbeitsmärkte, hohe Beschäftigung und wirkungsvolle Systeme der sozialen Absi-
cherung als tragende Säulen einer Wirtschaftsunion in der EU hervorgehoben. Im Rahmen der Diskussion der Ungleichgewichtsverfahren 
wurde auch die Bedeutung ausgeglichener Leistungsbilanzen betont. 
2 Dabei definiert das Dokument eine wettbewerbsfähige Wirtschaft als eine, in der Institutionen und politische Maßnahmen ein günstiges 
Umfeld für produktive Unternehmen sicherstellen, die wiederum zur Schaffung von Arbeitsplätzen, Investitionen und einen verstärkten Au-
ßenhandel beitragen (Junker et al. 2015, S.8). 
3 Das Europäische Semester wurde 2011 im Zuge der Reform des Stabilitäts- und Wachstumspaktes der Europäischen Union als Instrument 
zur Überwachung und Koordination wirtschaftspolitischer Maßnahmen innerhalb der Europäischen Union geschaffen. Der Vorschlag der fünf 
Präsidenten bezieht sich hier vor allem auf den Jahresbericht für nachhaltiges Wachstum (Annual Sustainable Growth Survey) der seitens der 
Europäischen Kommission erstellt wird, und der auf Ergebnisse der Behörden für Wettbewerbsfähigkeit zurückgreifen sollte. 
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dessen Empfehlungen. Die Definition der Wettbewerbsfähigkeit, sowie der generelle Analyserahmen 
des Österreichischen Produktivitätsrates wurde jedoch um die Aspekte der Rechtssicherheit, des Aus-
bildungsniveaus, der demographischen Struktur, des Umwelt- und Klimaschutzes, sowie der Lebensqua-
lität der Bevölkerung erweitert. In der Erläuterung des Gesetzestextes wird diese Erweiterung damit 
begründet, dass sie auf Entwicklungen im europäischen Rahmen, wie etwa dem europäischen Green 
Deal (Europäische Kommission 2019) eingeht. Der europäische Green Deal wurde 2019 durch die Euro-
päische Kommission als neue Wachstumsstrategie der Europäischen Union präsentiert und baut auf die 
vier komplementären Säulen ökologische Nachhaltigkeit, Produktivitätszuwächse, Fairness und makro-
ökonomische Stabilität auf. Der Erläuterungstext stellt mit dieser „Aufzählung klar, dass Produktivität 
nicht nur in Sinne von Kennzahlen der Leistungsfähigkeit der österreichischen Wirtschaft zu sehen ist, 
sondern auch [auf der Grundlage von] Aspekte[n] der ökologischen Transformation und sozialen Ver-
antwortung“ zu interpretieren ist.4 

Für die Auslegung des gesetzlichen Auftrages an den Produktivitätsrat sind auch die Verweise des Ge-
setzes auf das Bundeshaushaltsgesetz 2013 §2(3) und auf das Bundesverfassungsgesetzt §13(3) von 
Bedeutung. Aus ihnen geht eine implizite Definition der relevanten Dimensionen eines hohen Lebens-
standards für die Einwohner Österreichs hervor, der dem Fünf-Präsidenten-Bericht entsprechend die 
zentrale Zielgröße der Analysen und Empfehlungen der nationalen Behörden für Wettbewerbsfähigkeit 
sein sollte. In den relevanten Passagen des BHG 2013 unterwirft der Gesetzgeber das Erfordernis eines 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes in der Haushaltsführung des Bundes den Zielen eines „ausge-
wogenen Wirtschaftswachstums, Preisstabilität, eine[r] in hohem Maße wettbewerbsfähige[n] sozi-
ale[n] Marktwirtschaft, Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt sowie ein[em] hohe[n] Maß an Um-
weltschutz und Verbesserung der Umweltqualität“. In den relevanten Abschnitten des B-VG wird hin-
gegen hervorgehoben, dass Bund, Länder und Gemeinden in ihrer Haushaltsführung die tatsächliche 
Gleichstellung von Frauen und Männern anzustreben haben. 

Aufgrund dieses breiten gesetzlichen Auftrages an den Österreichischen Produktivitätsrat ergibt sich die 
Notwendigkeit, den Begriff der Wettbewerbsfähigkeit vor dem Hintergrund der wissenschaftlichen Li-
teratur und der gesetzlichen Bestimmungen auszulegen und die sich daraus ergebenden Anforderungen 
für den Jahresbericht abzuleiten. Das Arbeitspapier diskutiert in der vorliegenden vorläufigen Fassung 
bestehende Ansätze zur Messung und Analyse der Wettbewerbsfähigkeit von Ländern und interpretiert 
sie im Sinne des gesetzlichen Auftrages. Das Ziel des Papiers ist damit durch die Auslegung des Wettbe-
werbsbegriffs Konzeption und Aufbau des Wettbewerbsberichtes nachvollziehbar zu machen. Darauf 
aufbauend wird in der endgültigen Fassung des Papiers der konkrete Ansatz zur Analyse und Diagnose 
der Entwicklung der Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit im Jahresbericht ausgearbeitet.  

 
4 Text in Klammern durch die Autoren hinzugefügt. 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/I/I_01166/fnameorig_1011811.html
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2. Die Entwicklung des Begriffs der Wettbewerbsfähigkeit 
Der Begriff der Wettbewerbsfähigkeit wird im Zusammenhang mit Vergleichen der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit von Wirtschaftsstandorten in vielfältiger und zuweilen unscharfer Weise verwendet (Fa-
gerberg 1996, Delgado et al. 2012). Grundsätzlich handelt es sich um ein vergleichendes Konzept, das 
die Fähigkeit einer wirtschaftlichen Einheit (Volkswirtschaft, Industrie, Unternehmen) in der Erreichung 
eines erwünschten Ergebnisses den entsprechenden Fähigkeiten anderer Einheiten gegenüberstellt, um 
daraus Erkenntnisse über Wirkungszusammenhänge und Verbesserungspotentiale für die Erreichung 
dieser Ziele zu gewinnen.5 Beim Vergleich der Leistungsfähigkeit von Wirtschaftsstandorten hat sich die 
Wahrnehmung und Verwendung des Begriffs über die Zeit stark verändert. Durch Verschiebungen der 
wirtschaftspolitischen Prioritäten, neue wissenschaftliche Erkenntnisse sowie unterschiedliche analyti-
sche Ansätze und Schwerpunkte wird der Begriff fortwährend in unterschiedliche Richtungen erweitert 
oder reinterpretiert. In diesem Abschnitt wird diese Entwicklung zunächst kurz skizziert und Schlussfol-
gerungen über die Bedürfnisse und Notwendigkeiten einer zeitgemäßen Analyse und Messung der 
Wettbewerbsfähigkeit Österreichs, vor allem vor dem Hintergrund der im vorangegangenen Abschnitt 
skizzierten mittel- bis langfristigen Herausforderungen gezogen. 

2.1 Von einer kosten- zur innovationsgeleiteten Wettbewerbsfähigkeit 

Eine Definition von Wettbewerbsfähigkeit, die unterschiedliche Auslegungen unter einem Dach vereint, 
interpretiert diese als die Fähigkeit eines Landes, seinen Einwohner jetzt und in Zukunft einen hohen 
Lebensstandard im Vergleich zu den Einwohnern anderer Länder zu sichern (Fagerberg 1996, Fagerberg 
et al. 2007). Im Rahmen dieser breiten Definition variieren die unterschiedlichen Auslegungen des Be-
griffs auf der Grundlage sich kontinuierlich verändernder Wahrnehmungen dazu 

• was unter einem hohen Lebensstandard für die Einwohner eines Landes jetzt und in der Zukunft 
zu verstehen ist und wie dieser gemessen werden soll, 

• welche institutionellen Faktoren und wettbewerblichen Prozesse zur Zielerreichung beitragen, 

• welche ökonomischen Einheiten (Unternehmen, Cluster, Regionen, Volkswirtschaft) bzw. welche 
wirtschaftspolitische Handlungsebenen zur Erreichung der gesetzten Ziele relevant sind, sowie 

• welche Komplementaritäten und Zielkonflikte zwischen unterschiedlichen Zieldimensionen und 
Prozessen der Zielerreichung bestehen. 

Maßnahmen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit sind eng mit der Wachstumspolitik eines Landes 
verbunden, die in erster Linie auf die Steigerung des Bruttoinlandsproduktes (BIP) pro Kopf und damit 
auf die inländische Wertschöpfung abgezielt. Da eine höhere Nachfrage nach im Inland erzeugten Wa-
ren und Dienstleistungen im globalen Handel die heimische Wertschöpfung erhöht, wurde in der Ver-
gangenheit die Wettbewerbsfähigkeit mit der Fähigkeit gleichgesetzt, durch spezifische industrie-, wäh-
rungs- oder handelspolitische Maßnahmen die eigenen Marktanteile im globalen Handel zulasten an-
derer Länder zu steigern, um so die eigene Leistungsbilanz zu verbessern (Brander und Spencer 1984). 
Die Weltmarktanteile der inländischen Produkte und Dienstleistungen und deren Anstieg über die Zeit 
waren demnach der zentrale Maßstab für die Wettbewerbsfähigkeit eines Landes. 

Unterstellt man eine statische Verteilung der komparativen Vorteile in der Erzeugung von Waren und 
Dienstleistungen zwischen den Ländern, so stellt die Verbesserung der Lohnstückkostenposition und 

 
5 Neary (2003, 2016) grenzt den Begriff des Wettbewerbsvorteils (der die Wettbewerbsfähigkeit begründet) von den in der Außenwirtschafts-
theorie gängigen Begriffen des komparativen und des absoluten Vorteils ab. In allen Fällen handelt es sich um vergleichende Maße. Der kom-
parative Vorteil bestimmt durch Unterschiede in Ressourcen, Produktionsfaktoren und technischen Fähigkeiten die Richtung internationaler 
Handelsströme. Im Vergleich zu einer Situation, in der der Handel nur durch komparative Vorteile getrieben ist, kommt es beim Vorliegen von 
Wettbewerbsvorteilen zu einer Verschiebung der Spezialisierung auf Unternehmen in Sektoren mit günstigeren Wettbewerbsbedingungen 
der Volkswirtschaft, diese drängen weniger produktive Unternehmen im Inland aus dem Markt. Damit handeln Länder mit einem Wettbe-
werbsvorteil in einer Industrie vermehrt in diesen Gütern und Dienstleistungen während sich der Marktanteil ausländischer Produzenten in 
den weniger produktiven Sektoren im Inland erhöht. 
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damit relative Kostenvorteile in deren Erzeugung gegenüber internationalen Mitbewerbern eine not-
wendige Bedingung der Wettbewerbsfähigkeit dar. Wachsen durch entsprechende wirtschaftspoliti-
sche Maßnahmen zudem die Lohnkosten langsamer als die Arbeitsproduktivität, dann können durch die 
Unterbewertung der inländischen Währung zusätzliche Wachstumsimpulse ausgehen. 

Diese Mechanismen stellen den ökonomischen Kern exportgetriebener Wachstumsstrategien vor allem 
in Schwellenländern dar und waren in der Vergangenheit für Volkswirtschaften mit einem geringen re-
alen BIP pro Kopf zu Beginn der exportgetriebenen Expansionsphase eine wichtige Triebfeder der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Sie wurden zur Erklärung der rasanten wirtschaftlichen Entwicklung zunächst 
Japans in den 1970erund 1980er Jahren, später Süd-Koreas und anderer südostasiatischen Staaten und 
zuletzt Chinas herangezogen. Die beobachtete Wachstumswirkung dieser kostengetriebenen Wettbe-
werbsfähigkeit schwächt sich jedoch in Ländern mit einem bereits hohen Produktivitätsniveau ab (Ro-
drik 2008). Für entwickelte Volkswirtschaften ist dieser Zusammenhang tatsächlich empirisch kaum 
nachweisbar (z. B. Carlin et al. 2001, Gächter et al. 2013). Vielmehr haben Studien für die OECD-Länder 
wiederholt Hinweise auf eine positive Korrelation zwischen den Weltmarktanteilen und Lohnstückkos-
ten geliefert (z. B. Fagerberg 1988, Oughton 1997; Dosi et al. 2015, Gräbner et al. 2019). 

Auf der Grundlage dieses als Kaldor-Paradoxon (Kaldor 1978) bekannten Phänomens wurden kostenge-
triebene Strategien der Wettbewerbsfähigkeit vor allem für hochentwickelte Volkswirtschaften, wie Ös-
terreich, infrage gestellt. Einerseits erfordern sie wirtschaftspolitische Maßnahmen zur Beeinflussung 
des realen Wechselkurses6, wie etwa strukturelle Haushaltsüberschüsse, Maßnahmen zur Einkommens-
verteilung hin zu Haushalten mit einer höheren Sparneigung, die Besteuerung von Kapitalbilanzzuflüs-
sen und die Liberalisierung von Kapitalabflüssen. 7 Die sich daraus ergebenden Leistungsbilanzüber-
schüsse wurden in der Vergangenheit wiederholt zum Anlass für Handelsstreitigkeiten genommen, was 
Paul Krugman in einem vielbeachteten Aufsatz dazu veranlasst hat, vor der Wettbewerbsfähigkeit als 
„gefährlicher Obsession“ zu warnen (Krugman 1994, 1996). 

Andererseits stellt eine vorteilhafte Lohnstückkostenposition lediglich in der kurzen Frist einen Wettbe-
werbsvorteil dar. In der langen Frist hängt der Exporterfolg und das Wachstumspotential eines Landes 
primär von den technologischen Fähigkeiten, Innovation, der Produktionskapazität, und unterstützen-
den institutionellen Faktoren, wie der Qualität des Bildungssystem, der Finanzmarktinstitutionen oder 
des Rechtssystems, sowie dem wettbewerblichen Umfeld an einem Wirtschaftsstandort ab (z. B. Soete 
1987; Fagerberg 1988, 1994, 1996; Grossman und Helpman 1991; Dosi et al. 1990, Porter 1990; Fager-
berg et al. 2007; Hidalgo und Hausmann 2009; Caldarelli et al. 2012). Durch Innovation und den Aufbau 
neuer technologischer Kompetenzen verändern sich die Wettbewerbsvorteile fortwährend und die 
Lohnstückkosten verlieren als Wettbewerbsfaktor zunehmend an Bedeutung. Sie können zur Stärkung 
der Nachfrage im Inland angehoben werden, ohne dass die außenwirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit 
dadurch negativ beeinflusst wird. 

Der Zugewinn von Weltmarktanteilen als Maßstab und Ziel der Wettbewerbsfähigkeit ist auch irrefüh-
rend, da er letztendlich einem Nullsummenspiel gleichkommt, in dem die Zugewinne eines Landes zu-
lasten anderer Länder gehen und damit die Sinnhaftigkeit des internationalen Warenverkehrs untergra-
ben. Bestimmen jedoch technologische Fähigkeiten, Innovation und der damit einhergehende Prozess 
der kreativen Zerstörung und Erneuerung den Exporterfolg, dann entstehen durch die stetige Verbes-
serung gehandelter Waren und die Schaffung neuer Märkte auch neue Quellen der Wertschöpfung 

 
6 Itskhoki O. (2021) zeigt, dass der reale Wechselkurs sehr volatil ist von unterschiedlichen (auch intertemporalen) Entscheidungen von Unter-
nehmen und Haushalten abhängt, sodass sich aus Schwankungen des real effektiven Wechselkurses keine eindeutigen Verbesserungen oder 
Verschlechterungen der Wettbewerbsbedingungen ableiten lassen. 
7 Rodrik (2008) argumentiert, dass es sich bei einer derartigen Wachstumsstrategie auch lediglich um eine „zweitbeste“ Lösung für Struktur-
reformen und zur Beseitigung von Marktversagen in Industrien, die handelbare Waren herstellen, handelt. Sie entfaltet die Wirkung einer 
„Strukturpeitsche“ da aufgrund des wachstumsinduzierten Anstiegs der relativen Preise von handelbaren Gütern gegenüber nicht-handelba-
ren im Inland zu einer strukturellen Verschiebung der Wertschöpfung hin zu Ersteren führt und damit die Industrialisierung befördert. Dies 
hilft die Wirkung struktureller Barrieren und Marktversagen, die einer Industrialisierung ansonsten im Wege stehen würden, abzuschwächen.  
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(Cantwell 2004).8 Technologie- und innovationsgeleitete Wettbewerbsfähigkeit kommt aus dieser Per-
spektive dann der Fähigkeit eines Landes gleich, derartige Wertschöpfungsquellen zu erschaffen, zu er-
schließen und sich dem kontinuierlich verändernden Wettbewerbsumfeld anzupassen (Aiginger 2006; 
Peneder 2017). Dynamische Lern- und Entdeckungsprozess und nicht (nur) die Ausnutzung gegebener 
komparativer Vorteile stehen im Zentrum der Betrachtung. Da ein enger Zusammenhang zwischen der 
Produktivitätsentwicklung und der Innovationstätigkeiten und der technologischen Wettbewerbsfähig-
keit besteht (Geroski 1989; Crepon et al. 1998; OECD 2003; Griffith et al. 2006; Corrado et al. 2009), 
sind aus dieser Perspektive sowohl das Produktivitätsniveau und -wachstum Ausdruck der Wettbe-
werbsfähigkeit (z. B. Porter 1990). 

Da diese Fähigkeit der Anpassung und Erneuerung eng mit der Innovationsfähigkeit eines Landes 
(Furman et al. 2002) zusammenhängt, erfordert eine innovationsgeleitete Wettbewerbsfähigkeit auch 
eine Verlagerung des wirtschaftspolitischen Fokus auf die Forschungs-, Technologie- und Innovations-
politik (FTI), die Bildungspolitik sowie auf Unternehmenspolitik. Dabei zielt letztere darauf ab, Unter-
nehmen und Unternehmertum zu fördern und die notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen, die 
Unternehmensgründungen, das Wachstum von Unternehmen und den Wettbewerb zwischen Unter-
nehmen stützen (Bloom et al. 2019). Die komplexen, dynamischen Wechselwirkungen zwischen diesen 
Politikfeldern, erfordern zudem eine kontinuierliche Evaluierung und Anpassung der entsprechenden 
wirtschaftspolitischen Instrumente (z. B. Murmann 2003). 

Die grundlegenden Ideen und Erkenntnisse haben seit der Jahrtausendwende sowohl die Bewertung 
der Wettbewerbsfähigkeit von Wirtschaftsräumen und Wirtschaftsstandorten wie auch wirtschafts- 
und strukturpolitische Maßnahmen geprägt. Ein innovationsgeleiteter Begriff der Wettbewerbsfähigkeit 
ist seit der Lissabon-Strategie ein zentraler Teil der unterschiedlichen Wachstums- und Entwicklungs-
strategien der Europäischen Kommission. Sie sollte durch Maßnahmen zur Stärkung der Innovationsfä-
higkeit der Mitgliedsstaaten die Beschäftigung angeben und auch Spielräume für eine sozial und ökolo-
gisch nachhaltige Entwicklung in Europa schaffen. Im vielbeachteten Sapir-Report (Aghion et al. 2003) 
wurden die Grundelemente einer derartigen Strategie dargelegt, die neben höheren Investitionen für 
Forschung und Entwicklung sowie Hochschulbildung auch Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitskräf-
temobilität, und zur Stärkung der Finanzierung von jungen, schnell wachsenden Technologieunterneh-
men umfasste. In Österreich wurden durch das WIFO-Weißbuch (Aiginger et al. 2006) auf der Grundlage 
einer umfassenden Bestandsaufnahme spezifische Vorschläge zur Stärkung der Innovationsfähigkeit Ös-
terreichs unterbreitet. 

Damit die innovationsgeleitete Wettbewerbsfähigkeit eines Landes ihre Vorteile entfalten kann, ist ein 
gut funktionierender Welthandel eine notwendige Voraussetzung. Der Handel von Waren und Dienst-
leistungen sowie Direktinvestitionen begünstigen Technologie-Spillovers und Lerneffekten (Coe und 
Helpman 1995; Hauknes und Knell 2009; Keller 2021). Ein friktionsfreier Waren- und Dienstleistungs-
verkehr ermöglicht es Unternehmen auch durch die Organisation ihrer Lieferketten globale Wertschöp-
fungspotentiale zum eignen Vorteil und standortbedingte Wettbewerbsvorteile von Zulieferern zur 
Stärkung ihrer eigenen Wettbewerbsfähigkeit zu nutzen (Bernard et al. 2018). Zuletzt gehen von der 
Steigerung der Qualität und Vielfalt der zur Verfügung stehenden Waren und Dienstleistungen Wohl-
fahrtsgewinne aus (z. B. Broda und Weinstein 2006).9 Aus diesem Grund verhalten sich die Maßnahmen 

 
8 Die Weltmarktanteile, die Entwicklung der (nominellen) Lohnstückkosten und der real effektive Wechselkurs sind Indikatoren mit denen die 
Wettbewerbsfähigkeit des "Macroeconomic Imbalance Procedure Scoreboard" (MIPS) der Europäischen Kommission zur Vermeidung makro-
ökonomischer Ungleichgewichte definiert wird. Wie die Ausführungen hier zeigen, wird damit lediglich eine kurzfristige Position abgebildet, 
die wenig über die langfristige Wettbewerbsfähigkeit und Entwicklungspotentiale aussagt, https://ec.europa.eu/info/publications/2022-euro-
pean-semester-alert-mechanism-report_en . 
9 Durch den Anstieg der internationalen Verflechtungen im internationalen Handel in den vergangenen Jahrzehnten und die Erkenntnis, dass 
die Partner in globalen Lieferketten auch in unterschiedlichem Maße zur Wertschöpfung in Endprodukten beitragen (Koopman et al. 2010; 
Johnson und Noguera (2012); Stehrer 2012), verliert die Betrachtung von Weltmarktanteilen im Waren- und Dienstleistungsverkehr als Aus-
druck von Wettbewerbsfähigkeit an Bedeutung. Bedeutender sind die in Endprodukten enthaltenen Anteile an der gesamten Wertschöpfung. 
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zur Vertiefung der wirtschaftlichen Integration innerhalb der EU sowie zur Stärkung der internationalen 
Verflechtung der europäischen Wirtschaft, wie sie seitens der Europäischen Kommission vorangetrie-
ben werden, komplementär zu Maßnahmen zur Stärkung der innovationsgeleiteten Wettbewerbsfähig-
keit. 

2.2 Nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit jenseits des BIP 

Wie die Ausführungen im vorangegangenen Abschnitt zeigen, folgt das Streben nach einer hohen Wett-
bewerbsfähigkeit keinem Selbstzweck. Die Wettbewerbsfähigkeit ist Ausdruck der Fähigkeit eines Lan-
des durch eine kontinuierliche Anpassung und Erneuerung seiner Wirtschaftsstruktur und Institutionen 
das verfügbare Einkommen seiner Einwohner und damit einen hohen Lebensstandard über die Zeit si-
cherzustellen. Da der Lebensstandard häufig mit dem verfügbaren Einkommen gleichgesetzt wird und 
dieses wiederum vom Wachstum des BIP je Einwohner eines Landes bestimmt wird, ist dies die zentrale 
abgeleitete Zielgröße entsprechender wirtschafts- und strukturpolitischer Maßnahmen. 

Vor dem Hintergrund der sich zuspitzenden Klimakrise, den Folgen der Wirtschafts- und Finanzkrise 
2008-2009 und zuletzt auch infolge der COVID-19 Pandemie ist durch internationale Einrichtungen, wie 
der UNO, der Europäischen Kommission, oder das World Economic Forum der Ruf nach einem nachhal-
tigen und inklusiven Wachstum laut geworden. Diese Forderungen sind auch ein zentraler Teil der 
EU2020 Strategie der Europäische Kommission und des Europäischen Wiederaufbauplans infolge der 
COVID-19 Pandemie geworden. 

Dieser Wandel in der Wahrnehmung ist einer Reihe von Entwicklungen geschuldet, die auch die Grenzen 
des innovationsgeleiteten Wachstumsmodells der späten 1990er und 2000er Jahre vor Augen geführt 
hat. Dies ist einerseits die Erkenntnis, dass die wirtschaftlichen Vorteile dieses Modells sehr ungleich 
verteilt sind und damit einer gesellschaftlichen Polarisierung Vorschub leisten. Andererseits zeigt sich, 
dass dieses Modell nicht imstande ist, eine ökologisch nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung aus sicher 
heraus, ohne steuernde Eingriffe, sicherzustellen. 

Die ungleiche Entwicklung der Einkommen zwischen unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen, Regionen 
und Ländern ist in erster Linie auf den technologischen Wandel zurückzuführen und wurde durch die 
Globalisierung verstärkt. Neue Informationstechnologien haben die relative Produktivität qualifizierter 
gegenüber unqualifizierten Arbeitskräften erhöht. Andererseits besteht auch zunehmend eine starke 
Komplementarität zwischen diesen Technologien und höheren Qualifikationen (Acemoglu 2002). Damit 
ist auch die relative Nachfrage und damit sind die Einkommen höherqualifizierter Arbeitskräfte gegen-
über geringer qualifizierten wesentlich stärker gestiegen. Die Folge war, dass sich in vielen Ländern die 
Einkommen Geringqualifizierter langsamer als das Wachstum der Arbeitsproduktivität entwickelt ha-
ben. Andererseits wurde auch eine Zunahme wettbewerbsverzerrender Praktiken durch innovationsin-
tensive Unternehmen vor allem im Bereich der digitalen Technologien beobachtet, was sich sowohl auf 
die Innovationstätigkeit (Eeckhout 2022; Philippon 2019). Die Folge war, dass sich in den meisten ent-
wickelten Volkswirtschaften die Einkommensverteilung stark zu Ungunsten der mittleren und niedrigen 
Einkommensbezieher verschlechtert hat.10 Damit konnten innovationsgeleitete Wachstumsstrategien 
nicht sicherstellen, dass alle Bevölkerungsgruppen und Regionen gleichermaßen in den Genuss der Vor-
teile des Wirtschaftswachstums gekommen sind. Das Wachstum war nicht inklusiv. Vielmehr hat der 
dadurch gestützte technische Wandel und die Digitalisierung zur Polarisierung der Arbeitskräfte vor al-
lem auch in entwickelten Volkswirtschaften beigetragen. 

Eine ähnliche Beobachtung gilt auch für die starke Zunahme der Globalisierung der Wirtschaft in den 
1990er und 2000er Jahren, die, wie zuvor ausgeführt, ein wichtiger Teil innovationsgeleiteter Wachs-
tumsstrategien ist. Ähnlich wie die Digitalisierung ist die Globalisierung ein wichtiger Treiber des 

 
10 Diesen Beobachtungen stehen jedoch auch andere Ergebnisse gegenüber, die zeigen, dass durch junge, innovative Unternehmen auch die 
soziale Mobilität gefördert wird (Aghion et al. 2019b). 
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Wirtschaftswachstums und der Produktivitätsentwicklung. Jedoch auch hier konnten nicht alle Bevölke-
rungsschichten, Wirtschaftsstandorte oder Regionen in den entwickelten Volkswirtschaften gleicher-
maßen daraus Nutzen ziehen. Wenngleich der Beitrag der Globalisierung zur Verschlechterung der Ein-
kommensverteilung insgesamt gering ausfällt, so haben unterschiedliche Studien jedoch gezeigt, dass 
sich Globalisierungsschocks auch negativ auf das Produktivitätswachstum und Innovation auf Unterneh-
mensebene und in einzelnen Ländern auch negativ auf die regionale Beschäftigung auswirken können.11 
Damit verstärken sie Verwerfungen zwischen hoch- und geringqualifizierten Arbeitskräften und Polari-
sierungstendenzen sowohl in der Einkommensentwicklung als auch politischer Natur (z. B. Malgouyres 
2017, Colantone und Stanig 2018; Colantone et al. 2022). 

Zuletzt sind innovationsgeleitete Wachstumsstrategien auch nur beschränkt imstande aus sich selbst 
heraus Innovationen, Technologien und Geschäftsmodelle zu entwickeln, die eine ökologisch nachhal-
tige Entwicklung begünstigen. Ein wichtiger Grund hierfür ist die Pfadabhängigkeit von Innovations- und 
Lernprozessen auf Unternehmensebene (Arthur 1989; Aghion et al. 2012). Das bedeutet, dass techno-
logische Entwicklungen billiger und eine höhere Erfolgswahrscheinlichkeit in jenen Technologien haben, 
in denen das Unternehmen schon in der Vergangenheit erfolgreich war und damit Investitionen in den 
angestammten Kompetenzbereichen vorziehen. 

Dazu kommt auch das Problem der sog. „doppelten Externalität“ bei Umweltinvestitionen und -innova-
tionen (Nordhaus 2021). Unternehmen, die Kosten zur Vermeidung von Umweltschäden eingehen oder 
nachhaltige Geschäftsmodelle nutzen, die möglicherweise kostenintensiver sind als nicht nachhaltige 
Alternativen, verschlechtern ihre Wettbewerbsposition gegenüber Mitbewerbern, wenn diese nicht 
ebenfalls diese Kosten auf sich nehmen. Muss ein Unternehmen dafür auch eigene Innovationen und 
neue Technologien entwickeln, so besteht die bei Innovationen immer gegebene Gefahr, dass Mitbe-
werber, diese einfach nachahmen und den Wert der Innovation für den ursprünglichen Innovator zu 
Nichte machen. Die Anreize für die Entwicklung und Markteinführung umweltschonender Innovationen 
sind somit niedriger als bei anderen Innovationen (Dechezleprêtre et al. 2014). 

Es zeigt sich also vermehrt, dass wirtschaftspolitische Maßnahmen, wie etwa eine aktivere Industriepo-
litik oder Maßnahmen zur Beseitigung der Ungleichheit notwendig sind, um die Defizite innovationsge-
leiteter Wachstumspolitik auszugleichen.12 Eine innovationsgeleitete Strategie der Wettbewerbsfähig-
keit wird als notwendige aber nicht als hinreichende Bedingung für inklusives und nachhaltiges Wachs-
tum angesehen (z. B. Bilbao-Osorio et al. 2013). 

In Reaktion auf diese veränderte Wahrnehmung sind einerseits alternative Ansätze der Wohlfahrtsmes-
sung sowie alternative Wachstumsziele formuliert worden. Es wurden aber auch der Versuch unter-
nommen Wettbewerbsfähigkeit neu zu definieren und alternative Messansätze zu entwickeln. Wie Jor-
genson (2018) hervorhebt, war das BIP von seinen Urhebern als Maß für die inländische Wertschöpfung 
in der Produktion entwickelt worden. Das Fehlen eines Ansatzes zur Wohlfahrtsmessung hat dazu ge-
führt, dass es als Ersatz dafür herangezogen wurde. Das Wohlbefinden der Einwohner eines Landes ist 
aber sowohl vom verfügbaren Haushaltseinkommen als auch von Investitionen in Ausbildung, sozialer 
Sicherheit, Gesundheit, Lebenserwartung oder dem guten Funktionieren rechtsstaatlicher Institutionen 
und damit nicht-monetären Faktoren abhängig (z. B. Weltbank 2006; Legge und Smith 2022). 

 
11 Das häufig bemühte Narrativ, dass durch die Globalisierung (v.a. industrielle) Arbeitsplätze in Schwellenländer – allen voran China -- verlegt 
worden seine, kann durch die verfügbare wissenschaftliche Evidenz jedoch nicht aufrecht erhalten bleiben, vor allem wenn die Beschäftigungs-
effekte der Exporttätigkeit in diese Länder mitberücksichtigt wird. Diese Entwicklung erklärt nur einen sehr geringen Anteil der Jobverluste in 
der Sachgütererzeugung vor allem bei Geringqualifizierten (z. B. Feenstra et al. 2018; Dauth et al. 2017). 
12 Darüber hinaus ist das Produktivitätswachstum vor allem im letzten Jahrzehnt in den meisten entwickelten Volkswirtschaften zum Erliegen 
gekommen. Hierzu sind unterschiedliche Erklärungsansätze entwickelt worden, die genauen Gründe hierfür sind aber nach wie vor unbekannt 
(Breitenfellner et al. 2022 für eine umfassende Zusammenfassung der Forschungsergebnisse). Einige der Erklärungsansätze gehen aber auch 
davon aus, dass die Entwicklung neuer Technologien und Innovation schwieriger geworden ist, was auf eine weitere Grenze eines innovations-
geleiteten Wachstumsmodell hindeuten würde. 
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Es hat daher über Jahre unterschiedliche Versuche gegeben alternative Ansätze der Wohlstandmessung 
zu entwickeln. Die prominentesten Beispiele sind der Befähigungsansatz (z. B. Sen 1985, Sen 1999) und 
der neo-utilitaristischen Ansatz (z. B. Veenhoven 1993; Frijters et al. 2020). Im Befähigungsansatz wer-
den zur Darstellung und Messung der individuellen und gesellschaftlichen Wohlfahrt Indikatoren zu Ver-
wirklichungschancen (z. B. politische Freiheit, soziale Chancen, soziale Sicherheit) sowie zur Erzielung 
gewisser gewünschter nutzenstiftender Fähigkeiten (z. B. Ernährung, Lebenserwartung, gesellschaftli-
che Teilhabe) verwendet. Der neo-utilitaristischen Ansatz baut hingegen auf internationale Befragungen 
zu den subjektiven Einschätzungen der Lebenszufriedenheit und dem Glücksempfinden der Befragten 
auf.13 

Die Entwicklung alternativer Indikatoren zur Wohlfahrtsmessung hat aber vor allem durch den Stiglitz-
Sen-Fitoussi Bericht (Stiglitz et al. 2009) an den französischen Präsidenten im Jahr 2009 einen wichtigen 
neuen Impuls erfahren. Dieser als „Beyond GDP“ diskutierte Ansatz hat zu unterschiedlichen Versuchen 
geführt, anhand ausdifferenzierter Indikatoren-Dashboards oder Indizes ein akkurateres Bild über den 
Wohlstand einer Gesellschaft und der Entwicklung von Faktoren, die diesen beeinflussen, zu gewin-
nen.14 Damit sollen die tatsächlichen Faktoren, die das Wohlbefinden der Einwohner eines Landes be-
einflussen gemessen und zielführende wirtschaftspolitische Maßnahmen abgeleitet werden. Der Be-
richt enthielt aber keinen Versuch der Quantifizierung. 

Der Stiglitz-Sen-Fitoussi Vorschlag ist am Befähigungsansatz angelehnt. Die Wohlfahrt soll demnach 
durch Indikatoren, die die Verwirklichungschancen beeinflussen als auch durch Indikatoren, die nutzen- 
und sinnstiftenden Tätigkeiten und Fähigkeiten von Menschen abbilden, gemessen werden. Zu den Fak-
toren, die Verwirklichungschancen beeinflussen führen die Autoren u.a. den materiellen Lebensstan-
dard (Einkommen, Konsum und Vermögen), Gesundheit, Bildung, Umweltqualität und Ressourcenver-
fügbarkeit jetzt und für künftige Generationen, oder wirtschaftliche und politische Unsicherheit an. Zu 
den nutzen- bzw. sinnstiftenden Tätigkeiten werden hingegen persönliche Aktivitäten wie Arbeit, poli-
tischer Mitsprache, Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit, oder soziale Verbindungen und Beziehun-
gen gezählt werden. 

Auch im Beyond-GDP Ansatz ist das Niveau des (permanent) verfügbaren Haushaltseinkommen eine 
wichtige Determinante des Wohlbefindens (z. B. Diener et al. 2002; Kahneman und Deaton 2010; 
D’Ambrosio et al. 2020). Damit spielt das BIP auch weiterhin als Komponente der Gesamtwohlfahrt eine 
wichtige Rolle und diese ist wiederum maßgeblich durch das Produktivitätswachstum bestimmt (Oulton 
2022). Unterschiedliche Beyond-GDP Maße korrelieren auch sehr stark mit dem BIP je Einwohner (z. B. 
Jones und Klenow 2016). Ein wirtschaftspolitischer Ansatz, der in der Definition und Erreichung von 
Beyond-GDP Ziele ein zentrales Mittel zur Sicherung und Steigerung der Lebensqualität der Einwohner 
eines Landes sieht, muss daher auch weiterhin innovationsgeleitete Wettbewerbsstrategien verfolgen. 
Es ist aber genauso wichtig, diese mit Maßnahmen zur Sicherstellung der sozialen Inklusion und ökolo-
gische Nachhaltigkeit zu verschränken. Zur Überprüfung der Erreichung dieser Ziele müssen daher ent-
sprechende Kenngrößen in der Messung der Wettbewerbsfähigkeit berücksichtigt werden. 

In den vergangenen Jahren wurden in diese Richtung vielfältige Anstrengungen unternommen. Ab 2013 
hat das World Economic Forum (WEF) den Global Competitiveness Index (GCI) mit dem Ziel, die nach-
haltige Wettbewerbsfähigkeit der Länder zu messen, erweitert. Die nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit 
ist dabei als die Gesamtheit der Institutionen, politischen Maßnahmen und Faktoren definiert, die 

 
13 Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) hat schon ab 1990 aufbauend auf Arbeiten von Amartya Sen mit dem Index 
der menschlichen Entwicklung (Human Development Index) eine alternative Maßzahl entwickelt und verwendet und durch Indikatoren zur 
ökologischen Nachhaltigkeit erweitert. Der neo-utilitaristische Ansatz bildet die Grundlage des Word Happiness Report (Helliwell et al. 2017). 
14  Die Europäische Kommission hat sich schon 2007 mit der Frage der Wohlstandsmessung unter dem Titel „Beyond-GDP“ Befasst 
(https://ec.europa.eu/environment/beyond_gdp/background_en.html). Die OECD hat ab 2015 den Better-Life-Index aufgebaut. In Österreich 
hat, z. B., die Statistik Austria mit dem jährlichen Bericht „Wie geht es Österreich?“ ein dem „Beyond-GDP“ Gedanken entsprechendes Dash-
board vorgelegt. 

https://ec.europa.eu/environment/beyond_gdp/background_en.html
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sicherstellen, dass eine Volkswirtschaft langfristig produktiv bleibt und gleichzeitig soziale und ökologi-
sche Nachhaltigkeit gewährleistet (Corrigan et al. 2014). 

Bei der Definition der sozialen Nachhaltigkeit folgt der WEF-GCI den Vorschlägen der Stiglitz-Sen-
Fitoussi Kommission und definiert diese wiederum als alle Institutionen, politischen Maßnahmen und 
Faktoren, „die es allen Mitgliedern der Gesellschaft ermöglichen, die bestmögliche Gesundheit, Teilhabe 
und Sicherheit zu erfahren und die die Möglichkeit eines jeden Einzelnen maximieren zum wirtschaftli-
chen Wohlstand des Landes, in dem sie leben beizutragen und selbst davon zu profitieren.“15 

Die ökologische Nachhaltigkeit wird hingegen wiederum als all die Institutionen, politischen Maßnah-
men und Faktoren, „die “sorgfältiges Management der natürlichen Ressourcen gewährleisten, um Wohl-
stand in der Gegenwart und in der Zukunft zu ermöglichen.“ Auch hier folgt das WEF der Stiglitz-Sen-
Fitoussi Kommission, die sich ihrerseits wiederum am Nachhaltigkeitsbegriff des Brundtland-Berichtes 
(Brundtland 1987) orientiert hat.16 

Zur Messung dieser Dimensionen werden statistische Datenquellen, aber auch Befragungsdaten des 
World Management Survey herangezogen und in kompositen Indikatoren zusammengefasst.17 In spä-
teren Ausgaben des WEF-GCI wurden die Indikatorgruppen zur sozialen und ökologischen Nachhaltig-
keit aber nicht weitergeführt. Österreich lag zuletzt in der Rangliste des WEF, die das letzte Mal 2019 
vor der COVID-19 Pandemie erschienen ist, auf Rang 21 von 141 Ländern. In diesem globalen Vergleich 
konnte Österreich durch die makroökonomische Stabilität, die hohe Qualität der Infrastruktur und die 
hohe Rechtssicherheit punkten. Bemängelt wurde u.a. die Belastung für Unternehmen durch öffentliche 
Regulierungen und die hohen Steuern und Abgaben auf Arbeit. Indikatoren zur sozialen und ökologi-
schen Nachhaltigkeit wurden in dem Jahr aber nicht mehr berücksichtigt. 

Andere Versuche zur Neudefinition der Wettbewerbsfähigkeit, die den Beyond-GDP Ansatz explizit oder 
implizit berücksichtigen wurde u.a. von Aiginger und Vogel (2015) oder Peneder et al. (2020) unternom-
men. Aiginger und Vogel (2015) definieren Wettbewerbsfähigkeit als die Fähigkeit eines Landes Beyond-
GDP Ziele zu erreichen und untersuchen inwieweit unterschiedliche Einflussgrößen (Kosten, Kompeten-
zen, soziale Investitionen) zur deren Erreichung beitragen. Sie zeigen, dass Faktoren, die eher einer in-
novationsgeleiteten Wettbewerbsfähigkeit entsprechen stärker dazu beitragen als Faktoren der kosten-
getriebenen Wettbewerbsfähigkeit. Dies gilt insbesondere für hochentwickelte Volkswirtschaften, die 
lt. der Autoren aufgrund der spezifischen Wettbewerbssituation mit Schwellenländern keine andere 
Wahl haben als einer sog. „high-road“ Strategie zu folgen, die dem innovationsgeleiteten Paradigma der 
Wettbewerbsfähigkeit weitgehend entspricht. 

Peneder et al. (2020) nehmen in ihrem „WIFO-Radar der Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen 
Wirtschaft“ nicht explizit Bezug auf den Beyond-GDP Ansatz Bezug, sie definieren jedoch Wettbewerbs-
fähigkeit, als die „Fähigkeit eines Wirtschaftssystems, nachhaltig hohe reale Einkommen zu schaffen und 
die sozialen und ökologischen Lebensverhältnisse unter fortlaufender Veränderung und Gestaltung der 
Rahmenbedingungen zu verbessern“. Diese Definition fasst die unterschiedlichen Teildefinitionen des 
WEF-GCI zusammen, legt dabei aber größeres Gewicht auf eine dynamische Interpretation der 

 
15 Neben den im GCI des WEF (WEF-GCI) üblichen Indikatoren zum Geschäftsumfeld, dem Humankapital, den Märkten und dem Innovations-
umfeld wurde ein Indikatorgruppe zur sozialen Nachhaltigkeit eingeführt, die folgende Indikatoren umfasst: Gini Koeffizient zur Einkommens-
verteilung, Jugendarbeitslosigkeit, Zugang zu sanitären Einrichtungen, sauberem Trinkwasser, und Gesundheitsvorsorge, Schutz durch das so-
ziale Sicherheitsnetz, Ausmaß der Schattenwirtschaft, sozialer Mobilität und Anteil unbezahlter Arbeit an der Beschäftigung. 
16 Die ökologische Nachhaltigkeit wird seitens des WEF anhand der Stringenz der Umweltregulierungen, deren gesetzlichen Durchsetzung, 
Maßnahmen zum Schutz des terrestrischen Bioms, der Anzahl der ratifizierten internationalen Umweltschutzabkommen, der Intensität der 
Wassernutzung in der Landwirtschaft, der CO2 Intensität, der Überfischung der Fischbestände, der Veränderung der Bewaldung, Schwebeteil-
chenbelastung und die Qualität der natürlichen Umwelt gemessen. 
17 Der Ansatz wurde deshalb vor allem wegen der Nutzung von Befragungsdaten kritisiert, da er durch subjektive Einschätzungen verzerrt sein 
kann. Wie Benítez-Márquez et al. (2022) aber zeigen, bleiben die ermittelten Rangordnungen weitgehend unverändert, wenn nur statistische 
Daten verwendet werden. 
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Wettbewerbsfähigkeit, wie sich auch im innovationsgeleiteten Paradigma ausgelegt wird. Dieser dyna-
mische Aspekt wird aber primär in spezifischen jährlichen Teilanalysen berücksichtigt, während der 
WIFO-Radar selbst in erster Linie Leistungsindikatoren und damit die Ergebnisse der Leistungsfähigkeit 
abbildet. 

Auf der Grundlage von 24 Indikatoren, die thematisch reale Einkommen, Produktivität und regionale 
Verteilung, Arbeitsmarkt und soziale Verhältnisse, den Einsatz natürlicher Ressourcen und Außenhan-
delsindikatoren umfasst, ermittelt das WIFO-Radar der Wettbewerbsfähigkeit den Rang Österreichs im 
Vergleich zu 30 europäischen Vergleichsländern. Damit beschränkt der Vergleich der Wettbewerbsfä-
higkeit auf Europa. Die Ergebnisse zeigen, dass Österreich dabei im Schnitt aller Indikatoren knapp hin-
ter dem oberen Drittel liegt und über die Zeit gegenüber anderen Ländern an Boden verloren hat, was 
angesichts des hohen BIP pro Kopf Österreichs, das im obersten Viertel der Verteilung liegt, bemerkens-
wert ist und die Bedeutung eines erweiterten Ansatzes zur Messung der Wettbewerbsfähigkeit unter-
streicht. 
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3. Schlussfolgerungen für den Bericht zur Wettbewerbsfähigkeit Österreichs 
Die Wettbewerbsfähigkeit ist mit der Wachstumsstrategie und -politik eines Landes eng verbunden. Sie 
fasst alle Bestimmungsfaktoren zusammen, die zur Erreichung ihrer Ziele beitragen. Wettbewerbsfähig-
keit hat demnach unterschiedliche Bedeutungen je nachdem welcher Zeithorizont und welche Zielgrö-
ßen in dieser Wachstumsstrategie betrachtet und verfolgt werden. Die Wahrnehmung über die maß-
geblichen Bestimmungsfaktoren und vor allem der Zielgrößen hat sich über die Zeit nachhaltig geändert. 
Paul Krugmans Sicht aus den 1990er-Jahren ist daher nur mehr bedingt gültig: 

“Productivity isn’t everything, but in the long run it is almost everything. A country’s ability to 
improve its standard of living over time depends almost entirely on its ability to raise its output 
per worker.”, Krugman (1994) 

Zunächst hat sich die Perspektive des Zeithorizonts in der Bewertung der Wettbewerbsfähigkeit ver-
schoben. Stand zunächst eher eine kurzfristige Betrachtung im Vordergrund in der Wettbewerbsfähig-
keit über preisliche Wettbewerbsfähigkeit definiert wurde, so hat sich der Analysehorizont auf die lange 
Frist mit der Innovationsfähigkeit und industriellem und unternehmerischem Wandel als zentralen Be-
stimmungsfaktor der Produktivitätsentwicklung und damit der Wettbewerbsfähigkeit verschoben. Im 
Sinne Krugmans ist die Produktivität damit zwar in der langen Frist auch weiterhin „fast alles“. Die Vor-
stellung dessen, was einen hohen Lebensstandard ausmacht und welche Zielgrößen für die Wachstums-
politik abgeleitet werden müssen, hat sich aber grundlegend geändert. 

Wie die Ausführungen gezeigt haben, verschiebt sich mit der Berücksichtigung der Beyond-GDP Ziele in 
der Definition des Lebensstandards die Zielgröße weg von einem hohen Realeinkommen als alleinigem 
Bestimmungsgrund der Lebensqualität hin zu einer Verbesserung der sozialen und ökologischen Lebens-
verhältnisse der jetzigen und zukünftiger Generationen. Diese Entwicklungsziele sind mittlerweile inter-
national etabliert. Dies spiegelt sich auch eindeutig im gesetzlichen Auftrag des Produktivitätsrats wider, 
der die Bedeutung der ökologischen Transformation und sozialen Verantwortung in der wirtschaftlichen 
Entwicklung als wichtige Ziele hervorhebt. 

Es bestehen jedoch komplexe Wechselwirkungen zwischen den sozialen und ökologischen Lebensver-
hältnissen und der Produktivitätsentwicklung. Damit ist die Sicherstellung eines nachhaltigen Wachs-
tums eine breit anzulegende wirtschaftspolitische Aufgabe, die das Zusammenspiel unterschiedlicher 
Bestimmungsfaktoren und Zielgrößen in der Entwicklung wirtschaftspolitischer Maßnahmen berück-
sichtig. Dies erfordert einen systemischen Ansatz in der Wirtschaftspolitik, der sich wiederum auf aus-
sagekräftige Kennzahlen und Analysen, die diese komplexen Zusammenhänge berücksichtigen und be-
leuchten, stützen muss. 

Nur die Bewältigung der im ersten Abschnitt angeführten großen Herausforderungen für Österreichs 
Wirtschaft garantiert die Sicherstellung und Weiterentwicklung der hohen Lebensqualität. Dabei beste-
hen etliche Wechselwirkungen zwischen diesen Herausforderungen. So kann die digitale Transforma-
tion auch die ökologische Transformation stützen, indem sie, z. B., die Umsetzung kreislaufwirtschaftli-
cher Geschäftsmodelle ermöglicht. 

Damit diese Zusammenhänge aber verstanden werden können, ist wiederum eine dynamische Interpre-
tation der Wettbewerbsfähigkeit notwendig. Wettbewerbsfähigkeit ist kein Zustand, sondern ist als 
strukturelle, politische und institutionelle Anpassungsfähigkeit einer Volkswirtschaft zu verstehen. Diese 
Anpassungsfähigkeit und Maßnahmen diese Anpassungsfähigkeit zu stärken, erlauben es erst sich an 
ein stetig veränderndes Wettbewerbs- und Entwicklungsumfeld anzupassen. Wettbewerbsfähigkeit ist 
dann das Ergebnis einer dynamischen Strategie zur Steuerung eines nachhaltigen Wachstums- und Ent-
wicklungspfades einer Volkswirtschaft. 

Dies erfordert die Entwicklung eines Indikatorsatzes der sowohl die Bestimmungsfaktoren, Anpassungs- 
und Veränderungsdynamiken und die Zielgrößen über die Zeit und im Vergleich zu anderen entwickel-
ten Volkswirtschaften abbildet, um ein umfassendes Bild der wirtschaftlichen, ökologischen und 
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sozialen Leistungsfähigkeit im internationalen Vergleich zu gewinnen. Das WIFO-Radar der Wettbe-
werbsfähigkeit und die Definitionen der sozialen und ökologischen Nachhaltigkeit des WEF erscheinen 
dabei als gute Ausgangspunkte für die Entwicklung eines Indikatordashboards, das die Grundlage eines 
aussagekräftigen Wettbewerbsberichts bilden soll. 
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